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8	 Vorwort

Abschließend soll noch darauf hingewiesen werden, dass alle im nachfol-
genden Text getroffenen Aussagen, unabhängig vom jeweils gewählten 
grammatischen Genus, selbstverständlich für Angehörige aller Geschlechter 
gelten. Auf ein sog. Gendering wurde zugunsten einer besseren Lesbarkeit 
verzichtet.

Lübbenau, im Februar 2022	 Hagen Lohmann
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Einleitung

Diskussionen um den Umweltschutz und das Umweltrecht haben derzeit 
wieder Konjunktur. Kaum ein anderer Bereich des gesellschaftlichen Zusam-
menlebens hat in den vergangenen Jahren national wie auch international so 
viel Beachtung gefunden wie der Schutz unserer natürlichen Umwelt.1 Selbst 
im Rahmen der Auseinandersetzung mit den Folgen der durch das Corona
virus verursachten weltweiten Pandemie werden Umweltschutzfragen disku-
tiert.2 National wie auch international kann eine generelle Zunahme des all-

1  Hervorzuheben ist hier vor allem der „Klima-Beschluss“ des BVerfG vom Be-
ginn des vergangenen Jahres (Beschl. v.  24.03.2021  – 1 BvR 2656/18 u. a. = NJW 
2021, 1723 ff.) sowie die weltweiten Protestaktionen der globalen Klimabewegung 
Fridays for Future, die in 144 Ländern der Welt aktiv ist und zahlreiche Unterstützer-
organisationen hat, wie etwa „Scientists for Future“ [https://www.scientists4future.
org], „Entrepreneurs for Future“ [https://www.entrepreneurs4future.de], „Students for 
Future“ [https://www.studentsforfuture.info] u. v. m. Daneben wurden in den vergan-
genen Jahren zunehmend auch sog. „Klimaklagen“ bei den nationalen und auch inter-
nationalen Gerichten anhängig gemacht. Besondere Aufmerksamkeit hat in diesem 
Zusammenhang die Klage des peruanischen Landwirts Saúl Luciano Lliuya erhalten, 
der den deutschen Energiekonzern RWE auf finanzielle Beteiligung an Schutzmaß-
nahmen vor erwarteten Klimafolgeschäden in seinem Heimatland verklagte (vgl. das 
beim OLG Hamm anhängige Verfahren, Az. 5 U 15/17). Er sieht den Konzern in der 
(Mit-)Verantwortung an der durch den Klimawandel verursachten Gletscherschmelze, 
die ihn und sein Dorf unmittelbar bedroht. Das OLG Hamm hat das Beweisverfahren 
eröffnet und erwägte zuletzt sogar einen Ortstermin, vgl. LTO v.  29.01.2020, OLG 
Hamm prüft Ortstermin in Peru [https://www.lto.de]. Aufgrund der Coronapandemie 
ruht das Verfahren derzeit jedoch bis auf weiteres, vgl. Energiezukunft v. 30.11.2020, 
Für die Zerstörung globaler Nachbarschaft angeklagt [https://www.energiezukunft.
eu]. Ein großes Medienecho fanden auch die Klagen der Deutschen Umwelthilfe e. V. 
zur Aufnahme von Fahrverboten für Dieselfahrzeuge in die Luftreinhaltepläne vieler 
deutscher Großstädte, vgl. z. B. Süddeutsche Zeitung v.  01.03.2017, München muss 
sich auf Diesel-Fahrverbote vorbereiten [https://www.sueddeutsche.de], tagesschau 
v. 12.09.2019, Fahrverbote in Köln wohl unumgänglich [https://www.tagesschau.de], 
Zeit Online v.  12.11.2018, Stuttgart muss schon jetzt Fahrverbote für Euro-5-Diesel 
planen [https://www.zeit.de]. 

2  Vgl. z. B. Umweltbundesamt v.  03.04.2020, Der Einfluss der Corona-Krise auf 
die Umwelt [https://www.umweltbundesamt.de], NDR v.  12.07.2020, Corona-Krise: 
Luft in Städten viel sauberer [https://www.ndr.de], BBC v. 18.03.2020, Coronavirus: 
Venice canals clearer after lockdown [https://www.bbc.com], NASA v.  02.03.2020, 
Airborne Nitrogen Dioxide Plummets Over China [https://www.earthobservatory.
nasa.gov]. Vgl. aber auch den Beitrag von Schwerdtfeger, ZUR 2021, 451 ff. mit dem 
Titel: „Umweltrechtsschutz in Zeiten der Pandemie zwischen Entschleunigung und 
Beschleunigung“.

https://www.scientists4future.org
https://www.scientists4future.org
https://www.entrepreneurs4future.de
https://www.studentsforfuture.info
https://www.lto.de
https://www.energiezukunft.eu
https://www.energiezukunft.eu
https://www.sueddeutsche.de
https://www.tagesschau.de
https://www.zeit.de
https://www.umweltbundesamt.de
https://www.ndr.de
https://www.bbc.com
https://www.earthobservatory.nasa.gov
https://www.earthobservatory.nasa.gov
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gemeinen Umweltbewusstseins beobachtet werden. Gefährdungen für die 
Umwelt werden zunehmend erkannt und alte, umweltschädliche Verhaltens-
weisen überdacht.3

Dass für einen wirksamen Umweltschutz präzise Informationen über den 
Zustand der Umwelt und die ihr drohenden Gefahren erforderlich sind,4 ist 
mittlerweile allgemein bekannt. Umweltinformationen bilden die Grundlage 
für die Ermittlung von Umweltgefahren und die Bestimmung der notwendi-
gen Schutzmaßnahmen. Dabei spielen umweltrelevante Unternehmensinfor-
mationen eine immer wichtiger werdende Rolle, wie etwa das Beispiel der 
Auswirkungen des von der BAYER AG vertriebenen Unkrautvernichtungs-
mittels Glyphosat auf den Menschen und die Natur zeigt.

Die Bedeutung von Unternehmensinformationen für den Umweltschutz ist 
auch dem Umweltrecht nicht unbekannt geblieben. So sehen verschiedene 
Vorschriften des internationalen, des europäischen und vor allem des natio-
nalen Umweltrechts den Zugriff auf diese Informationen vor, um die Gefah-
renträchtigkeit bestimmter Unternehmenstätigkeiten für die Umwelt einschät-
zen und regulieren zu können.5 Da es sich bei den betroffenen Informationen 
nicht selten auch um sensible Unternehmensdaten handeln kann, werden den 
Zugriffsvorschriften Geheimhaltungsrechte gegenübergestellt.6

Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung soll der Frage nachgegangen 
werden, ob diese internationalen, europäischen und nationalen umweltrecht-
lichen Vorschriften über den „Umgang“7 mit geheimen Unternehmensinfor-
mationen gemeinsamen Regelungsstrukturen folgen. Das Ziel dabei ist, 
grundlegende und insoweit übergreifende Charakteristika für die Anwendung 
dieser Normen zu entwickeln, die unabhängig vom jeweiligen Normhinter-
grund Geltung beanspruchen können. Geheime Unternehmensinformationen 
sollen mit anderen Worten als allgemeiner Regelungsgegenstand umwelt-
rechtlicher Vorschriften betrachtet werden.

3  Vgl. z. B. zuletzt das zunehmende Verbot von Einweggeschirr und Wegwerfplas-
tik: Zeit Online v. 27.03.2019, EU verbietet ab 2021 Einweggeschirr und Strohhalme 
aus Plastik [https://www.zeit.de], Zeit Online v.  17.09.2020, Bundestag beschließt 
Verbot von Wegwerfartikeln aus Plastik [https://www.zeit.de]. 

4  So bereits schon Kloepfer, UPR 2005, 41 (41).
5  Zu der insoweit bestehenden Notwendigkeit behördlicher Wissensgenerierung 

vgl. Wollenschläger, Wissensgenerierung im Verfahren, 2009, S. 55 f.: „Risikoverfah-
ren bilden (…) den äußeren Rahmen, in dem die besonders prekäre informationelle 
Ausgangssituation von Risikoentscheidungen rechtlich verarbeitet wird.“

6  Kritisch zur geringeren Vorstrukturierung dieser Vorschriften im Bereich der 
Drittschutzkonstellationen Wischmeyer, Die Verwaltung 51 (2018), 393 (403).

7  Gemeint sind hiermit die Zugriffsvorschriften und Geheimhaltungsrechte im vo-
rangegangenen Sinne. Eine genauere Klassifizierung der Vorschriften erfolgt unter 
Kapitel 1 § 1 II. 2.

https://www.zeit.de
https://www.zeit.de
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Die Untersuchung verfolgt damit ein rechtsdogmatisches Ziel, wobei vor 
allem analytische und normative Erwägungen im Vordergrund stehen.8 Ana-
lytische Rechtsdogmatik meint in diesem Zusammenhang die begrifflich-
systematische Durchdringung des geltenden Rechts, d. h. die Analyse der 
Grundbegriffe, der juristischen Konstruktionen und der Struktur des Rechts-
systems.9 Bezogen auf das Untersuchungsthema ist damit zunächst die be-
griffliche Analyse der titelgebenden Begriffe gemeint. Gefragt werden soll 
also, was die Begriffe „Unternehmen“, „Information“ sowie die Unterbegriffe 
„Umweltinformation“ und „geheime Unternehmensinformation“ im Kontext 
umweltrechtlicher Regelungen bedeuten (können). Der Schwerpunkt der Un-
tersuchung liegt sodann in der strukturellen Analyse des Umweltrechts. Dort 
sind die umweltrechtlichen Vorschriften, die die Regelung geheimer Unter-
nehmensinformationen betreffen, hinsichtlich ihrer Regelungsstruktur und 
ihrer Bedeutung im Kontext der Rechtsordnung zu analysieren. Dies umfasst 
auch die Frage nach dem Regelungsgehalt und den logischen Verhältnissen 
der Normen und Prinzipien des Umweltrechts zueinander.

Die rechtsanalytische Untersuchung der umweltrechtlichen Vorschriften 
wirft darüber hinaus normative Fragestellungen auf, deren Beantwortung die 

8  Zu diesem hier zugrunde gelegten Verständnis der Rechtsdogmatik mit der em
pirischen Rechtsdogmatik als drittem Bereich vgl. Alexy, Theorie der juristischen 
Argumentation, 2. Aufl., 1991, S. 308 ff. sowie ders., Theorie der Grundrechte, 1986, 
S. 23 ff. Ähnlich auch Möllers, Juristische Methodenlehre, 3. Aufl., 2020, § 9 Rn. 2 f. 
Der Inhalt des Begriffs der Rechtsdogmatik zeichnet sich durch eine Vielzahl unter-
schiedlicher „Definitionen“ aus. Eine ausführliche Analyse verschiedener Definitions-
ansätze findet sich bei Lennartz, Dogmatik als Methode, 2017, S. 149 ff. Als Beispiele 
anderer Ansätze vgl. etwa Adomeit, Jahrbuch für Rechtssoziologie und Rechtstheorie 
1972 (Bd. 2), S. 503; Ipsen, Rechtsdogmatik und Rechtsmethodik, in: Borowski/Paul-
son/Sieckmann (Hrsg.), FS Alexy, 2017, S. 225 (226); R.  Dreier, Was ist und wozu 
Allgemeine Rechtstheorie?, 1975, S. 15. Adomeit versteht unter Rechtsdogmatik die 
Gesamtheit der inhaltlichen Aussagen über geltendes Recht, worunter er sowohl refe-
rierende wie auch proponierende Aussagen fasst, vgl. ders., ebd. Ähnlich auch Ipsen, 
der Rechtsdogmatik als Inbegriff der Lehren vom geltenden Recht definiert, vgl. 
ders., ebd. R. Dreier schlägt eine Zweiteilung in eine deskriptiv-theoretische und eine 
normativ-praktische Dimension vor, ders., ebd. Zur Kritik an Alexys Verständnis der 
Rechtsdogmatik vgl. z. B. Gröschner, in: Hilgendorf/Joerden, Handbuch Rechtsphilo-
sophie, 2017, S. 61 (64). Nach Gröschner ist Aufgabe der Rechtsdogmatik vielmehr 
„die Herstellung eines lehrbaren Ordnungszusammenhangs im System der Begriffe, 
Sätze, Regeln, Prinzipien und Institute des positiven Rechts unter Berücksichtigung 
der historischen, philosophischen, soziologischen und methodologischen Grundlagen 
der betreffenden Systembildung“, vgl. ders., ebd., S. 66.

9  Alexy, Theorie der Grundrechte, 1986, S. 23; ders., Theorie der juristischen Ar-
gumentation, 2. Aufl., 1991, S. 309. Dieser Bereich gehört nach Adomeit zur Rechts-
theorie, vgl. ders., Jahrbuch für Rechtssoziologie und Rechtstheorie 1972 (Bd. 2), 
S. 503. Gleichwohl erkennt Adomeit an, dass auch „systematisierende Ansätze“ zum 
Arbeitsbereich der Rechtsdogmatik gehören, vgl. ders., ebd., S. 504. Kritisch Grösch-
ner, in: Hilgendorf/Joerden, Handbuch Rechtsphilosophie, 2017, S. 61 (64).




